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BETREFF  Umsatzsteuer;  
  Berücksichtigung eines dem Unternehmen zugeordneten Gegenstandes gemäß  

§ 3 Abs. 9a Nr. 1 UStG bei der Ermittlung des Gesamtumsatzes nach § 19 Abs. 1  
Satz 2 UStG 

GZ  IV D 3 - S 7360/11/10001 
DOK  2012/0233052 

 
  (bei Antwort bitte GZ und DOK angeben) 

Die Privatverwendung eines teilunternehmerisch verwendeten Gegenstandes - ausgenommen 

Grundstücke im Sinne des § 15 Abs. 1b UStG - ist nach § 3 Abs. 9a Nr. 1 UStG steuerbar, 

wenn dieser Gegenstand dem Unternehmen vollständig zugeordnet worden ist und dessen 

unternehmerische Verwendung zum vollen oder teilweisen Vorsteuerabzug berechtigt hat. 

Hieran fehlt es, wenn der Unternehmer als Kleinunternehmer nach § 19 Abs. 1 UStG nicht 

zum Vorsteuerabzug berechtigt ist. In diesem Fall findet § 3 Abs. 9a Nr. 1 UStG keine An-

wendung, so dass folglich bei der Berechnung des Gesamtumsatzes nach § 19 Abs. 1 Satz 2 

UStG eine unentgeltliche Wertabgabe nicht hinzuzurechnen ist.  

 

Sofern der Kleinunternehmer einen solchen teilunternehmerisch verwendeten Gegenstand in 

einem Besteuerungszeitraum erworben hat, in dem die Voraussetzungen des § 19 UStG noch 

nicht vorlagen bzw. er auf die Anwendung des § 19 Abs. 1 UStG verzichtet und den Vorsteu-

erabzug geltend gemacht hat, liegt im Geltungsbereich des § 19 Abs. 1 UStG eine Änderung 

der Verhältnisse vor (§ 15a Abs. 7 UStG), die im Berichtigungszeitraum unter Berücksichti-

gung des § 44 UStDV zu einer Vorsteuerberichtigung nach § 15a UStG führt. Auch in diesem 

Fall ist die unentgeltliche Wertabgabe nach § 3 Abs. 9a Nr. 1 UStG bei der Berechnung des 

Gesamtumsatzes nach § 19 Abs. 1 Satz 2 UStG nicht zu berücksichtigen. 

 



 
Seite 2  Die unentgeltliche Wertabgabe nach § 3 Abs. 9a Nr. 1 UStG ist in die Ermittlung des Ge-

samtumsatzes nach § 19 Abs. 1 Satz 2 UStG einzubeziehen, wenn ein der Regelbesteuerung 

unterliegender Unternehmer seinen Gesamtumsatz des vorangegangenen Jahres im Hinblick 

auf die Grenze von 17.500 € ermittelt und die unentgeltliche Wertabgabe im vorangegange-

nen Kalenderjahr steuerbar war. 

 

Unter Bezugnahme auf das Ergebnis der Erörterungen mit den obersten Finanzbehörden der 

Länder wird Abschnitt 19.3 Absatz 1 Satz 2 des Umsatzsteuer-Anwendungserlasses (UStAE) 

vom 1. Oktober 2010 (BStBl I S. 846), der zuletzt durch das BMF-Schreiben vom 21. März  

2012 - IV D 2 - S 7238/11/10001(2012/0244719), BStBl I S. xxx, geändert worden ist, wie 

folgt gefasst: 

 

„2Zum Gesamtumsatz gehören nicht die private Verwendung eines dem Unternehmen zu-
geordneten Gegenstandes, die nicht nach § 3 Abs. 9a Nr. 1 UStG steuerbar ist, und die 

Umsätze, für die der Unternehmer als Leistungsempfänger Steuerschuldner nach § 13b Abs. 5 

UStG ist.“ 

 

Die Grundsätze dieses Schreibens sind in allen offenen Fällen anzuwenden. Die Übergangs-

regelung des BMF-Schreibens vom 2. Januar 2012, BStBl I S. 60, ist zu beachten. 

 

Dieses Schreiben wird im Bundessteuerblatt Teil I veröffentlicht. Es steht ab sofort für eine 

Übergangszeit auf den Internetseiten des Bundesministeriums der Finanzen 

(http://www.bundesfinanzministerium.de) unter der Rubrik Wirtschaft und Verwaltung  

- Steuern - Veröffentlichungen zu Steuerarten - Umsatzsteuer - Umsatzsteuer-Anwendungs-

erlass - zum Herunterladen bereit. 
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